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Entscheidungsdatum

14.07.2026
Norm

BBG 840

BBG 841

BBG 845

B-VG Art133 Abs4

. BBG 840 heute

BBG 8§ 40 gultig ab 01.01.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002

BBG 8§ 40 guiltig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG 8§ 40 giltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 40 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

—_
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BBG § 41 heute

BBG 8§ 41 giltig ab 01.09.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 45/2026

BBG § 41 gultig von 12.08.2014 bis 31.08.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 41 gultig von 01.09.2010 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 81/2010
BBG 8§ 41 gultig von 01.01.2005 bis 31.08.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 136/2004
BBG § 41 gultig von 01.01.2003 bis 31.12.2004 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 41 gultig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG § 41 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 41 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

W e Ny AW

BBG § 45 heute

BBG § 45 giiltig ab 19.07.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 98/2024

BBG 8§ 45 giltig von 12.08.2014 bis 18.07.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 45 gultig von 01.06.2014 bis 11.08.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
BBG § 45 giltig von 01.01.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 111/2010
BBG 8§ 45 giltig von 01.01.2003 bis 31.12.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 45 giltig von 01.09.1999 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 177/1999
BBG § 45 gultig von 01.07.1994 bis 31.08.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
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11. BBG § 45 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
12. BBG § 45 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gtiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard HOLLERER als Vorsitzenden und die Richterin Mag.
Julia STIEFELMEYER sowie den fachkundigen Laienrichter Robert ARTHOFER als Beisitzer tber die Beschwerde von
XXXX', geb. XXXX VN: XXXX , gesetzlich vertreten durch die Kindesmutter XXXX gegen den Bescheid des Bundesamtes
fur Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien, vom 28.05.2026, OB: XXXX , betreffend die Abweisung des
Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemal3 8 40, 8 41 und § 45 Bundesbehindertengesetz (BBG), zu
Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard HOLLERER als Vorsitzenden und die
Richterin Mag. Julia STIEFELMEYER sowie den fachkundigen Laienrichter Robert ARTHOFER als Beisitzer Uber die
Beschwerde von romisch 40, geb. rémisch 40 VN: romisch 40, gesetzlich vertreten durch die Kindesmutter rémisch 40
gegen den Bescheid des Bundesamtes flr Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien, vom 28.05.2026, OB:
réomisch 40, betreffend die Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemald Paragraph 40,,
Paragraph 41 und Paragraph 45, Bundesbehindertengesetz (BBG), zu Recht erkannt:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen und der angefochtene Bescheid bestatigt.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Am 12.02.2026 hat der Beschwerdeflhrer durch seine gesetzliche Vertretung beim Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen, Landesstelle Wien (Kurzbezeichnung: Sozialministeriumservice; in der Folge belangte Behdrde
genannt) eingelangt am 18.02.2026, unter Vorlage facharztlicher Befunde, einen Antrag auf Ausstellung eines

Behindertenpasses gestellt.

2. Zur Uberprifung des Antrages wurde von der belangten Behérde ein Sachverstandigengutachten eines Arztes
far Allgemeinmedizin und Facharztes fur Kinder- und Jugendheilkunde, basierend auf der persdnlichen Untersuchung
des Beschwerdeflihrers am 29.12.2025, mit dem Ergebnis eingeholt, dass der Grad der Behinderung mit 30 vH

bewertet wurde.

3. Mit Schreiben vom 20.02.2026 hat die belangte Behdrde der gesetzlichen Vertreterin des Beschwerdefthrers
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gemall 8 45 AVG das Ergebnis der Beweisaufnahme zur Kenntnis gebracht und ihr die Mdoglichkeit eingerdumt,
innerhalb von zwei Wochen eine schriftliche Stellungnahme abzugeben.3. Mit Schreiben vom 20.02.2026 hat die
belangte Behorde der gesetzlichen Vertreterin des Beschwerdefuhrers gemalR Paragraph 45, AVG das Ergebnis der
Beweisaufnahme zur Kenntnis gebracht und ihr die Mdglichkeit eingerdaumt, innerhalb von zwei Wochen eine
schriftliche Stellungnahme abzugeben.

4. Die gesetzliche Vertreterin des Beschwerdeflhrers brachte daraufhin am 05.03.2026 bei der belangten Behorde,
eingelangt am 09.03.2026, und erganzend am 23.05.2026, eine schriftliche Stellungnahme ein.

Darin fUhrte sie im Wesentlichen aus, dass sie mit dem Ergebnis der Begutachtung nicht einverstanden sei und
wichtige Informationen bei der Begutachtung untergegangen seien.

Beigelegt sind Bestatigungen der Betreuung in der Integrationsklasse und der Teilnahme am Taekwondo Kurs, sowie
am 23.05.2026 erganzend Rechnungen fur Coaching und Schulpsychologie.

Aufgrund des atypischen Autismus besuche der Beschwerdeflhrer eine komplette Integrationsklasse an einer
Privatschule mit besonderen Foérderangeboten, unter anderem Schulpsycholog*innen, Schulcoaches und
Schulseelsorge. Diese kdnne der Beschwerdeflihrer jederzeit kontaktieren, woraus folge, dass die Aussage, dass der
Beschwerdefihrer keine Psychotherapie bendtige, nicht zutreffe. Weiters besuche er einen Taekwondo Kurs und
bekomme Musikunterricht. AuRBerdem fihrt die gesetzliche Vertreterin aus, dass der Beschwerdefiihrer wenige gute
Freunde habe, und die motorische Tic-Stérung weiterhin vorliege. Zuletzt konne die Pubertadt dazu fuhren, dass sich
die Symptome des atypischen Autismus verstarken.

5. Zur Uberpriifung der Einwendungen holte die belangte Behérde eine ergdnzende medizinische Stellungnahme
des Arztes fur Allgemeinmedizin und Facharztes fur Kinder- und Jugendheilkunde vom 27.05.2026 ein.

Diese fihrte aus, dass keine neuen Befunde vorgelegt worden seien. Eine Teilnahmebestatigung fir Taekwondo und
Bestatigung des Besuchs einer Inklusionsklasse seien vorgelegt. Es kdnne auch nach nochmaliger Durchsicht
samtlicher Befunde, des Untersuchungsergebnisses und der im Beschwerdeschreiben angeflihrten Einwendungen
keine Erhdhung des Gesamtgrades der Behinderung gewahrt werden.

6. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 28.05.2026 hat die belangte Behdrde den Antrag des Beschwerdefihrers
vom 18.02.2026 auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemald 88 40, 41 und 45 des Bundesbehindertengesetzes
(BBG) abgewiesen. 6. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 28.05.2026 hat die belangte Behdrde den Antrag des
Beschwerdefiihrers vom 18.02.2026 auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemaR Paragraphen 40, 41 und 45 des
Bundesbehindertengesetzes (BBG) abgewiesen.

Begrindend wurde ausgefihrt, dass das durchgeflhrte Ermittlungsverfahren einen Grad der Behinderung von 30 vH
ergeben habe. Dem Beschwerdeflihrer sei mit Schreiben vom 20.02.2026 Gelegenheit gegeben worden, zum Ergebnis
des Ermittlungsverfahrens Stellung zu nehmen, doch hatten die Einwendungen keine Anderung bewirken kénnen. Die
Ergebnisse des arztlichen Begutachtungsverfahrens seien als schlissig erkannt und in freier Beweiswirdigung der
Entscheidung zu Grunde gelegt worden. Da die Voraussetzungen fir die Ausstellung eines Behindertenpasses, namlich
ein Grad der Behinderung von mindestens 50 vH, nicht vorlagen, sei der Antrag abzuweisen gewesen.

Dem Bescheid waren das Sachverstandigengutachten und die medizinische Stellungnahme angeschlossen.

7. Hiergegen richtete sich die, durch die gesetzliche Vertreterin des Beschwerdeflihrers am 19.06.2026
eingebrachte, bei der belangten Behdrde am 24.06.2026 eingelangte, Beschwerde des Beschwerdefiihrers. Darin wird
zusammenfassend vorgebracht, dass die vorgebrachten Aussagen und Beweise nicht, oder nicht ausreichend,
gewdlrdigt worden seien.

Zusatzliche Arztbefunde seien nicht vorlegbar, da derartige Begutachtungen den Beschwerdefiihrer aufgrund des
Krankheitsbildes zu sehr stressten. Das Krankheitsbild Autismus sei nicht ausreichend berUcksichtigt worden. Die
Aussage des Vaters, dass sich das Beschwerdebild nicht gebessert habe sei nicht gewirdigt worden. Die Tatsache, dass
es sich bei der Schule, die der BeschwerdefUhrer besuche, um eine Privatschule handle, und seine Klasse sei eine
komplette Inklusionsklasse, dies sei bei der Entscheidung ebenfalls nicht bertcksichtigt worden. AuRBerdem sei die
Moglichkeit an der Schule jederzeit Kontakt zu Schulpsycholog*innen, Schulcoaches und Schulseelsorge aufnehmen zu
kdénnen und die sonderpadagogische Betreuung im inklusiven Hort nicht gewirdigt worden. Auch sei nicht gewdrdigt
worden, dass die Kindesmutter und gesetzliche Vertreterin aufgrund der Behinderung des Beschwerdeflhrers nicht
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berufstatig sei.
Neue medizinische Unterlagen waren der Beschwerde nicht angeschlossen.

8. Mittels Beschwerdevorlage vom 07.07.2026 wurde die Beschwerde dem Bundesverwaltungsgericht zur
Entscheidung vorgelegt. Am 08.07.2026 ist der Verfahrensakt hiergerichtlich eingelangt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Da sich der Beschwerdefuhrer durch seine gesetzliche Vertreterin, mit dem im angefochtenen Bescheid festgestellten
Grad der Behinderung, nicht einverstanden erklart hat, war dieser zu Gberprufen.

1. Feststellungen:

1.1. Der Beschwerdefihrer hat seinen Wohnsitz im Inland.

1.2. Der Gesamtgrad der Behinderung betragt 30 vH.

1.2.1. Ausmal der Funktionseinschrankungen:

Allgemeinzustand: Gut Ernahrungszustand: gut

Gewicht: 50 kg

Status (Kopf / FuRschema) - Fachstatus:

14 Jahre alter Jugendlicher, Haut: bland, interne Untersuchung unauffallig, grobneurologisch unauffallig.
Gesamtmobilitat - Gangbild:

Gangbild und Gesamtmobilitat unauffallig, keine erheblichen Einschrankungen vorliegend.
Psycho(patho)logischer Status:

Der Beschwerdefiihrer ist ein freundlicher Jugendlicher, der den direkten Blickkontakt meidet, sich gut ins Gesprach
und gut in die Untersuchung einbringt. Fragen kann er prompt und klar beantworten.

1.2.2. Beurteilung der Funktionseinschrankungen:
Lfd. Nr.

Funktionseinschrankung

Position

GdB

1

Atypischer Autismus

Eine Stufe unter dem oberen Rahmensatz, da Besuch der Regelschule bei anamnestischer Tic-Stérung ohne
Psychotherapie und guter sozialer Integration moglich.

03.02.01

30 vH

Gesamtgrad der Behinderung

30 vH

1.3. Der gegenstandliche Antrag ist am 18.02.2026 bei der belangten Behorde eingelangt.
2. BeweiswUrdigung:

Aufgrund der vorliegenden Beweismittel und des Aktes der belangten Behdérde ist das Bundesverwaltungsgericht
(BVWG) in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswirdigung ein
ausreichendes Bild zu machen. Die freie BeweiswUrdigung ist ein Denkprozess, der den Regeln der Logik zu folgen hat
und im Ergebnis zu einer Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch empirischen Sachverhalts, also
von Tatsachen, fihrt. Der Verwaltungsgerichtshof fihrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier
Beweiswirdigung nur dann als erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens



ausreichende und sichere Anhaltspunkte fir eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013,
1015/76).

Hauer/Leukauf, Handbuch des 6sterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fuhren
beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom 19.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: ,Die aus der
gewissenhaften Prifung aller fir und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter
wird durch eine hypothetisch denkbare andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein
Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen
Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich
der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der
Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begrinden, (..)". Hauer/Leukauf, Handbuch des O&sterreichischen
Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, fuhren beispielsweise in Zitierung des Urteils
des Obersten Gerichtshofs vom 19.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: ,Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und
wider vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch
denkbare andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung
mit den Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist,
dem Richter ein empirisch-historischer Beweis genugen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine
héchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen

Tatsache zu begriinden, (...)".

Zu 1.1.) Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich aus dem diesbeziglich unbedenklichen,

widerspruchsfreien und unbestrittenen Akteninhalt.

Zu 1.2.) Nach der standigen Judikatur des VwGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das
eigentliche Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen - wenn auch unter
Zuhilfenahme  wissenschaftlicher  Feststellungsmethoden -  vorgenommene  Tatsachenfeststellung. Die
Schlussfolgerungen des Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse
und Erfahrungen benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn (VWGH vom 20.10.1978, 1353/78).

Nach Waurdigung des erkennenden Gerichtes erfillt das von der belangten Behdrde eingeholte
Sachverstandigengutachten auch die an drztliche Sachverstandigengutachten gestellten Anforderungen. In dem

eingeholten Gutachten wurde auf die Art der Leiden und deren AusmaR ausfuhrlich eingegangen.

Das durch die belangte Behdrde eingeholte arztliche Sachverstandigengutachten und die medizinische Stellungnahme
ist schlussig, nachvollziehbar und weist keine Widerspriche auf. Die getroffenen Einschatzungen, basierend auf dem
im Rahmen der persénlichen Untersuchung des Beschwerdefuhrers erhobenen klinischen Befund und der Aktenlage
entsprechen unter Berucksichtigung der vorgelegten Beweismittel den festgestellten Funktionseinschrankungen.

Die Einschatzung des Leidens, ,Atypischer Autismus”, erfolgt durch den medizinischen Sachverstandigen unter der
Richtsatzposition 03.02.01 der Anlage zur Einschatzungsverordnung, ,.Entwicklungsstérung leichten Grades”, mit einem
vorgesehenen Rahmen fur den Grad der Behinderung von 30 v.H.. Die Wahl dieser Richtsatzposition ist schllssig und
nachvollziehbar begriindet, da die Voraussetzungen fir die Richtsatzposition 03.02.01 voll umfanglich erfullt sind.

Eine Einschatzung nach der ndachsthdheren Richtsatzposition 03.02.02, ,Entwicklungsstdrung mittleren Grades”,
kommt im gegenstandlichen Fall nicht mehr in Betracht, da sich das vorhandene Leiden signifikant gebessert hat. Die
Position 03.02.02 setzt voraus, dass eine ernsthafte und durchgangige soziale Beeintrachtigung in 1 bis 2 Bereichen
und globaler Unterstutzungsbedarf beim Lernen vorliegen. Gegen das Vorliegen einer ernsthaften und durchgangigen
sozialen Beeintrachtigung in 1 bis 2 Bereichen spricht, dass der Beschwerdeflhrer in der Klasse gut sozial integriert ist,
als auch, dass er sich wahrend der Untersuchung gut ins Gesprach einbringt, und Fragen prompt und klar
beantworten kann. Gegen das Vorliegen globalen Unterstitzungsbedarfs beim Lernen spricht, dass der
Beschwerdefiihrer das XXXX mit sehr zufriedenstellenden Leistungen in einer Inklusionsklasse besucht. Wahrend
Unterstltzungsbedarf beim Lernen unter der Position 03.02.01 bereits bertcksichtigt werden, stellt der Besuch einer
Inklusionsklasse mit gezielter inklusiver Foérderung in Teilbereichen, keinen globalen Unterstitzungsbedarf im Sinne
der Position 03.02.02 dar.Eine Einschatzung nach der nachsthéheren Richtsatzposition 03.02.02, ,Entwicklungsstérung
mittleren Grades”, kommt im gegenstandlichen Fall nicht mehr in Betracht, da sich das vorhandene Leiden signifikant
gebessert hat. Die Position 03.02.02 setzt voraus, dass eine ernsthafte und durchgangige soziale Beeintrachtigung in 1
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bis 2 Bereichen und globaler Unterstitzungsbedarf beim Lernen vorliegen. Gegen das Vorliegen einer ernsthaften und
durchgangigen sozialen Beeintrachtigung in 1 bis 2 Bereichen spricht, dass der Beschwerdefthrer in der Klasse gut
sozial integriert ist, als auch, dass er sich wahrend der Untersuchung gut ins Gesprach einbringt, und Fragen prompt
und klar beantworten kann. Gegen das Vorliegen globalen Unterstitzungsbedarfs beim Lernen spricht, dass der
Beschwerdefiihrer das rémisch 40 mit sehr zufriedenstellenden Leistungen in einer Inklusionsklasse besucht. Wahrend
UnterstUtzungsbedarf beim Lernen unter der Position 03.02.01 bereits berulcksichtigt werden, stellt der Besuch einer
Inklusionsklasse mit gezielter inklusiver Férderung in Teilbereichen, keinen globalen Unterstiitzungsbedarf im Sinne
der Position 03.02.02 dar.

Die Festsetzung des Grades der Behinderung mit 30 v.H. innerhalb des gewahlten Rahmensatzes mit der gewahlten
Richtsatzposition ist schlissig und nachvollziehbar begriindet, zumal der Sachverstandige die im Beschwerdeschreiben
angefuhrten Einwendungen berticksichtigt hat.

Die bei dem Beschwerdefiihrer vorliegende Gesundheitsschadigung wurde somit im eingeholten
Sachverstandigengutachten dem Ausmald der Funktionseinschrankungen entsprechend beurteilt und unter die
entsprechende Positionsnummer der Anlage zur Einschatzungsverordnung eingestuft. Aktuelle Befunde, welche eine
héhere Einschatzung rechtfertigen kénnten, liegen nicht vor und héatten im Ubrigen aufgrund der
Neuerungsbeschrankung des § 46 dritter Satz BBG, wie unter I.3. noch ausgefihrt werden wird, nicht mehr
berucksichtigt werden und sohin zu keiner anderen Beurteilung mehr fihren kédnnen.Die bei dem Beschwerdefiihrer
vorliegende Gesundheitsschadigung wurde somit im eingeholten Sachverstdandigengutachten dem Ausmal3 der
Funktionseinschrankungen entsprechend beurteilt und unter die entsprechende Positionsnummer der Anlage zur
Einschatzungsverordnung eingestuft. Aktuelle Befunde, welche eine héhere Einschatzung rechtfertigen kénnten, liegen
nicht vor und hatten im Ubrigen aufgrund der Neuerungsbeschrénkung des Paragraph 46, dritter Satz BBG, wie unter
réomisch zwei.3. noch ausgefihrt werden wird, nicht mehr bericksichtigt werden und sohin zu keiner anderen
Beurteilung mehr fihren kénnen.

Das Sachverstandigengutachten berucksichtigte daher die Krankengeschichte des Beschwerdefiihrers anhand der
vorliegenden Befunde in vollem Umfang. Die Krankengeschichte des Beschwerdefiihrers wurde umfassend und
differenziert nach den konkret vorliegenden Krankheitsbildern auch im Zusammenwirken zueinander berlcksichtigt.
Die vorgelegten Beweismittel stehen nicht im Widerspruch zum Ergebnis des eingeholten Sachverstéandigenbeweises,
es wird kein aktuell héheres Funktionsdefizit beschrieben als gutachterlich festgestellt wurde und sie enthalten auch
keine neuen facharztlichen Aspekte, welche unbericksichtigt geblieben sind.

Das Sachverstandigengutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und den
Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den eingeholten und vorgelegten Beweismitteln
kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit des befassten Sachverstandigen oder deren Beurteilung
beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Ein konkretes Tatsachenvorbringen, mit welchem die dem Gutachten zu Grunde liegenden Annahmen bestritten
wurden, wurde nicht erstattet. Auch ist der Beschwerdefiihrer durch die gesetzliche Vertreterin dem - nicht als
unschlussig zu erkennenden - Sachverstandigengutachten nicht auf gleicher fachlicher Ebene entgegengetreten.

Das Sachverstandigengutachten wird daher in freier Beweiswurdigung der Entscheidung zugrunde gelegt.
Zu 1.3.) Der Antrag des Beschwerdeflhrers auf Ausstellung eines Behindertenpasses weist das Datum 18.02.2026 auf.
3. Rechtliche Beurteilung:

Gemall § 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwWGG), BGBI. | Nr. 10/2013 idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen
ist.Gemall Paragraph 6, des Bundesgesetzes Uber die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVWGG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013, idgF, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemal? § 45 Abs. 3 des Bundesgesetzes vom 17. Mai 1990 Uber die Beratung, Betreuung und besondere Hilfe fur
behinderte Menschen (Bundesbehindertengesetz - BBG), BGBI. Nr. 283/1990 idgF, hat in Verfahren auf Ausstellung
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eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung
die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit
Senatszustandigkeit vor.Gemal Paragraph 45, Absatz 3, des Bundesgesetzes vom 17. Mai 1990 Uber die Beratung,
Betreuung und besondere Hilfe fir behinderte Menschen (Bundesbehindertengesetz - BBG), Bundesgesetzblatt Nr.
283 aus 1990, idgF, hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat
zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

GemaR8 46 BBG betragt die Beschwerdefrist abweichend von den  Vorschriften des
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes, BGBl. | Nr. 33/2013, sechs Wochen. Die Frist zur Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung betragt zwolf Wochen. In Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht
dirfen neue Tatsachen und Beweismittel nicht vorgebracht werden.GemaR Paragraph 46, BBG betragt die
Beschwerdefrist abweichend von den Vorschriften des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes, Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 33 aus 2013,, sechs Wochen. Die Frist zur Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung betragt zwolf Wochen.
In Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht dirfen neue Tatsachen und Beweismittel nicht
vorgebracht werden.

GemalR § 54 Abs. 18 BBG tritt§ 46 BBG in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 57/2015 mit 1. Juli 2015 in
Kraft.GemaR Paragraph 54, Absatz 18, BBG tritt Paragraph 46, BBG in der Fassung des Bundesgesetzes
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 57 aus 2015, mit 1. Juli 2015 in Kraft.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungs-gerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF,
geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte
mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungs-gerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, idgF, geregelt
(Paragraph eins, leg.cit.). Gemald Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 8§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVQ),
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemafd Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO),
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG), Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG), Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemall § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprufen.GemaR Paragraph 27, VwWGVG hat das
Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde gegeben ist, den angefochtenen
Bescheid auf Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4) oder auf Grund der Erklarung Uber den
Umfang der Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3,) zu tberprifen.

Gemall § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Gemal Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG
hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die
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Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal? § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden
gemald Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche
Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im
Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

GemalR 8 1 Abs. 2 BBG ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorubergehenden koérperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der
Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur
vorlbergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. GemaR Paragraph eins, Absatz 2, BBG
ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur vorubergehenden kdrperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum
von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

GemaR § 40 Abs. 1 BBG ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem
Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wennGemaR Paragraph 40, Absatz eins, BBG
ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung
oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fir Soziales und
Behindertenwesen (Paragraph 45,) ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditdt, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine
gleichartige Leistung erhalten oder

4.  fur sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhdhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehdéren.5. sie dem  Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des
Behinderteneinstellungsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, angehdren.

Gemald § 40 Abs. 2 BBG ist behinderten Menschen, die nicht dem im Abs. 1 angeflhrten Personenkreis angehdéren, ein
Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen auf Grund von
Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt
ist.Gemal Paragraph 40, Absatz 2, BBG ist behinderten Menschen, die nicht dem im Absatz eins, angefihrten
Personenkreis angehoéren, ein Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fiir Soziales und
Behindertenwesen auf Grund von Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer
Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt ist.

Gemal} §8 35 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1988 Uber die Besteuerung des Einkommens natirlicher Personen
(Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988), BGBI. Nr. 400/1988 idgF, bestimmt sich die Héhe des Freibetrages nach
dem AusmaR der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung). Die Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad
der Behinderung) richtet sich in Fallen,GemaR Paragraph 35, Absatz 2, des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1988 Uber die
Besteuerung des Einkommens nattrlicher Personen (Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988), Bundesgesetzblatt
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Nr. 400 aus 1988, idgF, bestimmt sich die Hohe des Freibetrages nach dem Ausmald der Minderung der
Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung). Die Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) richtet sich in

Fallen,
1. indenen Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden, nach der hiefir mal3gebenden Einschatzung,
2. in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften fur die Einschatzung bestehen, nach 8 7 und 8 9 Abs. 1 des

Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. nach der Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010, fur die von ihr
umfassten Bereiche.2. in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften fir die Einschatzung bestehen, nach
Paragraph 7 und Paragraph 9, Absatz eins, des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. nach der
Einschatzungsverordnung, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,, fur die von ihr umfassten Bereiche.

Die Tatsache der Behinderung und das Ausmald der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) sind
durch eine amtliche Bescheinigung der fir diese Feststellung zustandigen Stelle nachzuweisen.

Zustandige Stelle ist:

- Der Landeshauptmann bei Empfangern einer Opferrente (8 11 Abs. 2 des Opferflrsorgegesetzes,BGBI. Nr.
183/1947).- Der Landeshauptmann bei Empfangern einer Opferrente (Paragraph 11, Absatz 2, des
Opferfiirsorgegesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 183 aus 1947,).

- Die Sozialversicherungstrager bei Berufskrankheiten oder Berufsunfallen von Arbeitnehmern.

- In allen Ubrigen Fallen sowie bei Zusammentreffen von Behinderungen verschiedener Art das Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen; dieses hat den Grad der Behinderung durch Ausstellung eines Behindertenpasses
nach 88 40 ff des Bundesbehindertengesetzes, im negativen Fall durch einen in Vollziehung dieser Bestimmungen
ergehenden Bescheid zu bescheinigen.- In allen Ubrigen Fallen sowie bei Zusammentreffen von Behinderungen
verschiedener Art das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen; dieses hat den Grad der Behinderung durch
Ausstellung eines Behindertenpasses nach Paragraphen 40, ff des Bundesbehindertengesetzes, im negativen Fall
durch einen in Vollziehung dieser Bestimmungen ergehenden Bescheid zu bescheinigen.

GemaR 8§ 41 Abs. 1 BBG gilt als Nachweis fur das Vorliegen der im 8 40 genannten Voraussetzungen der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (8§ 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz, BGBI. Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die
Mitteilung Gber die Gewahrung der erhéhten Familienbeihilfe gemaR § 8 Abs. 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBI. Nr. 376. Das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,
wennGemal Paragraph 41, Absatz eins, BBG gilt als Nachweis fur das Vorliegen der im Paragraph 40, genannten
Voraussetzungen der letzte rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (Paragraph 3,), ein rechtskraftiges
Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 104 aus 1985,, ein
rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die Mitteilung Uber die Gewahrung der erhdhten
Familienbeihilfe gemall Paragraph 8, Absatz 5, des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376. Das
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der Einschatzungsverordnung
Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen, wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefur
mafgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung
vorgenommen wurde oder

3. ein Fall des § 40 Abs. 2 vorliegt3. ein Fall des Paragraph 40, Absatz 2, vorliegt.

§ 1 sowie § 41 Abs. 1 und 2 in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 81/2010 treten mit 1. September 2010 in
Kraft.Paragraph eins, sowie Paragraph 41, Absatz eins und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 81 aus 2010, treten mit 1. September 2010 in Kraft.

Da im gegenstandlichen Fall der Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses am 18.02.2026 gestellt worden ist,
war der Grad der Behinderung nach der Einschatzungsverordnung zu beurteilen.

Gemal § 42 Abs. 1 BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das
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Geburtsdatum eine allfallige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung
der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Vergtinstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die
Eintragung ist vom Bundesamt flr Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.GemaR Paragraph 42, Absatz eins,
BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum eine allfallige
Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfahigkeit zu
enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und
Verglnstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die Eintragung ist vom Bundesamt fur

Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.

GemiaR§ 42 Abs. 2 BBG ist der Behindertenpass unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den
Voraussetzungen zu erwarten ist. Gemall Paragraph 42, Absatz 2, BBG ist der Behindertenpass unbefristet

auszustellen, wenn keine Anderung in den Voraussetzungen zu erwarten ist.

GemaR § 43 Abs 1. hat das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen auftretende Anderungen, durch die
behordliche Eintragungen im Behindertenpass berthrt werden, diese zu berichtigen oder erforderlichenfalls einen
neuen Behindertenpass auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.GemafR
Paragraph 43, Absatz eins, hat das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen auftretende Anderungen, durch die
behordliche Eintragungen im Behindertenpass berthrt werden, diese zu berichtigen oder erforderlichenfalls einen
neuen Behindertenpass auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.

Gemal? § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt flr Soziales und Behindertenwesen einzubringen. Gemal3 Paragraph 45, Absatz eins, BBG sind Antrage auf
Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf Einschatzung des Grades der
Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen

einzubringen.

GemaR § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal3 Abs. 1 nicht stattgegeben,
das Verfahren eingestellt (8§ 41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.Gemal3 Paragraph 45, Absatz 2, BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag
gemald Absatz eins, nicht stattgegeben, das Verfahren eingestellt (Paragraph 41, Absatz 3,) oder der Pass eingezogen

wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt Bescheidcharakter zu.

Da ein Grad der Behinderung von 30 vH festgestellt wurde, waren die Voraussetzungen fur die Ausstellung eines

Behindertenpasses nicht erfullt. Somit war spruchgemal zu entscheiden.

Da gemal § 46 dritter Satz BBG in Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht neue Tatsachen und
Beweismittel nicht vorgebracht werden durfen, hatten auch neue Befunde im Verfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht keine Anderung mehr herbeizufiihren vermocht. Sofern der Beschwerdefiihrer mittels
aktueller facharztlicher Befunde zu einer weitergehenden Objektivierung seiner Beschwerden beitragen kann, hatte er
sich mittels neuerlicher Antragstellung an die belangte Behorde zu wenden.Da gemaR Paragraph 46, dritter Satz BBG
in Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht neue Tatsachen und Beweismittel nicht vorgebracht
werden dirfen, hitten auch neue Befunde im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht keine Anderung mehr
herbeizufihren vermocht. Sofern der Beschwerdefihrer mittels aktueller facharztlicher Befunde zu einer
weitergehenden Objektivierung seiner Beschwerden beitragen kann, hatte er sich mittels neuerlicher Antragstellung
an die belangte Behorde zu wenden.

2. Zum Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Gemal § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine 6ffentliche mandliche Verhandlung durchzufiihren.GemaR Paragraph 24, Absatz eins, VwWGVG hat das
Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche mundliche
Verhandlung durchzufihren.

Gemal 8 24 Abs. 2 VWGVG kann die Verhandlung entfallen, wennGemal3 Paragraph 24, Absatz 2, VwWGVG kann die
Verhandlung entfallen, wenn
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1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde
zurlickzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid
aufzuheben, die angefochtene Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die
angefochtene Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die SGumnisbeschwerde zurlickzuweisen oder abzuweisen ist.

Gemal 8 24 Abs. 3 VwGVG hat der Beschwerdefuhrer die Durchfuhrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung
einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurlckgezogen werden. Gemall Paragraph 24,
Absatz 3, VwWGVG hat der Beschwerdefuhrer die Durchfihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung

einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurtickgezogen werden.

GemalR8 24 Abs. 4 VwWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389
entgegenstehen. GemalR Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes
bestimmt ist, das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten
erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung eine weitere Kldrung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem
Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europadischen
Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

Weiters kann das Verwaltungsgericht gemaR8 24 Abs. 5 VwGVG von der Durchfuhrung (Fortsetzung) einer
Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrticklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der
(fortgesetzten) Verhandlung erklart werden. Weiters kann das Verwaltungsgericht gemald Paragraph 24, Absatz 5,
VwWGVG von der Durchfuhrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrtcklich darauf
verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart werden.

Maligebend fir die gegenstandliche Entscheidung Uber den Gesamtgrad der Behinderung sind die Art und das
Ausmald der bei dem Beschwerdeflhrer festgestellten Gesundheitsschadigungen. Zur Klarung des Sachverhaltes
wurde von der belangten Behoérde ein arztliches Sachverstandigengutachten und eine medizinische Stellungnahme
eingeholt, welche als nachvollziehbar, vollstandig und schlissig erachtet wurden. Ein konkretes Tatsachenvorbringen,
aus welchem sich aus der Anwendung der Einschatzungsverordnung ein hdherer Grad der Behinderung ergeben
konnte, wurde nicht erstattet. Stattdessen wurde das Vorbringen der gesetzlichen Vertreterin fir den
Beschwerdefiihrer diesem Erkenntnis vollumfanglich zu Grunde gelegt. Sohin ist der Sachverhalt geklart und konnte
die Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung unterbleiben.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
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Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu Idsenden Rechtsfrage vor.

Vielmehr hangt die Entscheidung von Tatsachenfragen ab. MaRRgebend sind die Art der Leiden und das festgestellte
Ausmal der Funktionsbeeintrachtigungen.

Es handelt sich um eine einzelfallbezogene Beurteilung, welche im Rahmen der von der Rechtsprechung entwickelten

Grundsatze vorgenommen worden ist.
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